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Grund und Grenzen der Rezeption technischer Normen im Technikstrafrecht 
 

Von Wiss. Mit. Maximilian Nussbaum, Hannover* 
 

 

I. Einführung 

Die Reaktorkatastrophen von Tschernobyl und Fukushima 

sind nur die plakativsten Beispiele dafür, dass technologi-
scher Fortschritt den Charakter von Risiken, die für den Men-

schen be- und entstehen, verändert. „Natürliche Risiken“1, 

wie die, Naturkatastrophen zum Opfer zu fallen oder Krank-

heiten zu erleiden, werden nicht zuletzt durch technologische 

Entwicklungen, beispielsweise medizinische Maßnahmen 

oder Frühwarnsysteme gesenkt. Gleichzeitig werden sie er-

setzt durch neue, künstlich geschaffene Risiken, die sich aus 

der Technik selbst ergeben.2 

Diese „neuen“ technischen Risiken zu begrenzen ist nicht 

zuletzt dort, wo sie Leib und Leben anderer gefährden oder 

verletzen, Aufgabe des Staates, ggf. mit Mitteln des (Tech-

nik-)Strafrechts. Die Strafwürdigkeit eines Verhaltens zu 
beurteilen ist jedoch gerade dann ein schwieriges Unterfan-

gen, wenn diese Risiken Nebenwirkungen einer Technik sind, 

die sich als sozial nützlich, letztlich für das Wirtschafts-

wachstum bedeutend, erweist.3 Diese Schwierigkeiten wer-

den durch zwei, der (straf-)rechtlichen Regulierung von 

Technik immanente, Umstände potenziert: Zum einen bedarf 

es eines ausgeprägten technischen Sachverstandes, um Art, 

Grad und Ausmaß technischer Gefahren mitsamt der Mög-

lichkeiten einer Absicherung vor ihnen zu erfassen. Zum 

anderen entwickeln sich Technologien rasant weiter, sodass 

sich die Qualität der Gefahren sowie die Möglichkeiten der 
Gefahrverhütung im ständigen Wandel befinden. Das sich 

vergleichsweise langsam fortbewegende (Straf-)Recht steht 

so der Dynamik der Technik gegenüber und soll gleichzeitig 

seinem verfassungsmäßigen Schutzauftrag nachkommen, vor 

auch technisch indizierten Risiken zu schützen. Daraus ent-

steht ein Zielkonflikt zwischen der Anpassungsfähigkeit an 

technische Entwicklungen einerseits und der Rechtssicherheit 

andererseits.4 

Währenddessen finden sich durch privat organisierte 

Normungsverbände kodifizierte technische Regelwerke, die 

eine detaillierte Sammlung freiwillig einzuhaltender Normen 

und Standards enthalten. Die wohl bekanntesten, von dem 
DIN-Institut erlassenen Normen, zählen mittlerweile rund 

 
* Der Autor ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl 

für Strafrecht, Strafprozessrecht, Strafrechtsvergleichung und 

Rechtsphilosophie (Prof. Dr. Beck, LL.M. [LSE]). Er dankt 

Prof. Dr. Sascha Ziemann herzlich für wertvolle Hinweise 

und Anregungen. 
1 Dabei handelt es sich nach Hilgendorf nicht um Risiken im 

eigentlichen Sinne, Hilgendorf, Strafrechtliche Produkthaf-

tung in der „Risikogesellschaft“, 1993, S. 23. 
2 Hoyer, ZStW 121 (2009), 860 (863); Hilgendorf (Fn. 1),      

S. 25 ff. 
3 Kooths, in: Dettling/Prechtl (Hrsg.), Weißbuch Bildung, Für 

ein dynamisches Deutschland, 2004, S. 31 (32 ff.); Marburger, 

Bitburger Gespräche, Jahrbuch 1981, 1981, S. 39 (42 ff.). 
4 Vgl. Beck, in: Hilgendorf/Kudlich/Valerius (Hrsg.), Hand-

buch des Strafrechts, Bd. 2, 2019, § 36 Rn. 105. 

34.000 Vorschriften.5 Davon betrifft ein großer Teil die Her-

stellung und den Gebrauch technischer Produkte.  

Dieser Beitrag widmet sich der Frage, inwiefern diese 

technischen Normen, die mit der Expertise der betroffenen 

Fachkreise erstellt und damit auch naturgemäß näher an dem 

Entwicklungsstand der Technik sind, eine Bedeutung im 

Strafrecht zukommen kann. Dafür seien zunächst Begriff, 

Zweck und Rechtsnatur technischer Normen dargestellt (II., 

III.). Anschließend werden die Möglichkeiten einer direkten 
Rezeption technischer Normen beleuchtet (IV.). Sodann 

werden die Möglichkeiten einer indirekten Rezeption durch 

die Konkretisierung technischer Standards einerseits und der 

Sorgfaltsanforderungen der §§ 222, 229 StGB andererseits 

analysiert (V.). Abschließend sei ein Ausblick auf aktuelle 

Tendenzen privater Normsetzung im technischen Bereich 

geworfen (VI.). 

 

II. Begriff und Zweck technischer Regelwerke 

Technische Regelwerke erfassen technische Normen, die 

freiwillig und überbetrieblich aus technischen Erfahrungssät-

zen und Empfehlungen erstellt und publiziert werden. Sie 

werden von privaten Normungsinstitutionen nach festen 

Verfahrensgrundsätzen6 unter Mitwirkung der interessierten 

Beteiligtenkreise gebildet.7 Als die wichtigsten technischen 

Regelwerke auf nationaler Ebene sind zu nennen: 

 
▪ DIN-Normen des Deutschen Instituts für Normung e.V.  

▪ VDE-Bestimmungen des Verbands Deutscher Elektro-

techniker e.V. 

▪ VDI-Richtlinien des Vereins Deutscher Ingenieure e.V. 

▪ DVGW-Arbeitsblätter des Deutschen Vereins des Gas- 

und Wasserfachs e.V. 

 

Zudem werden technische Normen auf europäischer und 

internationaler Ebene zum Zwecke der Harmonisierung und 

zum Abbau von Handelshemmnissen aufgestellt:8 

 

▪ EN-Standards des Europäischen Komitees für Normung 
(CEN), Europäischen Komitees für elektrotechnische 

Normung (CENELEC) und Europäischen Instituts für Te-

lekommunikationsnormen (ETSI) 

 
5 Will, heise online v. 31.7.2018, abrufbar unter 

https://www.heise.de/newsticker/meldung/Zahlen-bitte-34-

000-DIN-Normen-fuer-einheitliche-Standards-4120440.html 

(5.1.2021).  
6 Vgl. hierzu DIN 820 (Normungsarbeit). 
7 Veit, Die Rezeption technischer Regeln im Strafrecht und 

Ordnungswidrigkeitenrecht unter besonderer Berücksichti-

gung ihrer verfassungsrechtlichen Problematik, 1989, S. 11; 

vgl. § 51 BImSchG zur Bildung der Beteiligtenkreise. 
8 Röthel, JZ 2007, 755 (758); Schleifer, Holztechnologie 

2008, 56. 

https://www.heise.de/newsticker/meldung/Zahlen-bitte-34-000-DIN-Normen-fuer-einheitliche-Standards-4120440.html
https://www.heise.de/newsticker/meldung/Zahlen-bitte-34-000-DIN-Normen-fuer-einheitliche-Standards-4120440.html
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▪ ISO-Normen der Internationalen Organisation für Nor-

mung (ISO), Internationalen elektrotechnischen Organisa-

tion (IEC) und Internationalen Fernmeldeunion (ITU). 

 

Dabei müssen die europäischen Normen von den nationalen 

Normungsinstituten, die an der europäischen Normung betei-

ligt waren, in nationale Normen implementiert (DIN-EN-

Normen) und ggf. entgegenstehende nationale Normen zu-

rückgenommen werden.9 Internationale Normen können von 

den Mitgliedern freiwillig übernommen werden (DIN-ISO-

Normen).10 
Technische Normen weisen Norminhalte verschiedener 

Kategorien auf:11 Als Prüf- und Qualitätsnormen können sie 

der Gewährleistung einer bestimmten Produktqualität oder 

der Rationalisierung dienen. Dann versprechen sie wirtschaft-

liche Vorteile, sowohl durch die Vereinfachung und Verein-

heitlichung technischer Arbeitsprozesse, als auch durch die 

Erleichterung des Handelsverkehrs.12 In diesem Zusammen-

hang stellt ihre Einhaltung ein „strategisches Instrument im 

Wettbewerb“ dar.13 Unternehmen, die sich an der Normungs-

arbeit aktiv beteiligen, sollen von einem Informationsvor-

sprung bzgl. künftiger technischer Normen und von der Mög-
lichkeit profitieren, ihre aktuellen Technologien in den Nor-

mungsprozess einbringen zu können. Es gelte: „Wer die 

Norm setzt, macht den Markt.“14 

Als Sicherheitsnormen dienen sie primär dem Schutz von 

Leib, Leben, Sachgütern und der Umwelt vor den Gefahren, 

die sich durch die Technik im erhöhten Maße ergeben.15 

Daraus ergibt sich auch ihre Relevanz für das Strafrecht.16 

Eine Zuordnung der Normkategorie zu den Zwecken lässt 

sich aber nicht abschließend treffen. Dies zeigt sich schon 

daran, dass auch Qualitäts- und Prüfnormen mittelbar der 

Abwehr von Gefahren dienen und Sicherheitsnormen über 

die Vermeidung von (strafrechtlicher) Produkthaftung zu 
Wettbewerbsvorteilen führen können.17 Auf diese Überlage-

rung von Normungszwecken wird später näher einzugehen 

sein.18 

 

III. Rechtsnatur technischer Normen 

Um die Bedeutung technischer Normen für das Technikstraf-

recht zu klären, ist ein erster Blick auf ihre Rechtsnatur gebo-

 
9 Schleifer, Holztechnologie 2008, 56; weiterführend Motzke, 

BauR 2020, 169 (181). 
10 DIN 820 Teil 1 Abschnitt 6.1; vgl. zum Verhältnis deut-

scher und internationaler Normen Lenckner, in: Bockelmann/ 

Kaufmann/Klug (Hrsg.), Festschrift für Karl Engisch zum     

70. Geburtstag, 1969, S. 490 (492). 
11 Vgl. DIN 820 Teil 3, Abschnitt 3.5. 
12 Vgl. DIN 820 Teil 1 Abschnitt 4; BGH NJW 1987, 2222 

(2223); Veit (Fn. 7), S. 11. 
13 Schleifer, Holztechnologie 2008, 56. 
14 Schleifer, Holztechnologie 2008, 56 (57). 
15 Vgl. DIN 820 Teil 1 Abschnitt 4; BGH NJW 1987, 2222 

(2223); Veit (Fn. 7), S. 11. 
16 Lenckner (Fn. 10), S. 490; Veit (Fn. 7), S. 12. 
17 Vgl. auch Bohnert, JR 1982, 6 (8); Veit (Fn. 7), S. 134. 
18 Siehe unten V. 3. a) cc).  

ten. Nach h.M. handelt es sich bei technischen Normen nicht 

um Normen mit Rechtsqualität. Es fehlt den privat organisier-

ten Ausschüssen und Verbänden, die als normsetzende Insti-

tutionen tätig werden, schon an einer Rechtssetzungsbefug-

nis. Das Rechtssetzungsmonopol verbleibt beim Staat,        

Art. 70 ff. GG.19 Eine abgeleitete Rechtssetzungsbefugnis 

privater Normsetzungsinstitute durch die Verordnungser-

mächtigung des Art. 80 Abs. 1 S. 1 GG scheitert schon daran, 

dass sie nicht zum abgeschlossen gefassten potenziellen Ad-

ressatenkreis gehören.20 Auch kann keine Rechtsqualität 

dadurch gewonnen werden, wenn die aufgestellten Normen 
nachträglich von einer staatlichen Behörde in besonderer 

Weise genehmigt werden.21 Letztlich können technische 

Normen praktisch schwierig zu Gewohnheitsrecht avancie-

ren, verhindert doch schon die permanent fortschreitende 

Entwicklung der Technik eine länger andauernde, gleichmä-

ßige Übung, ohne etwaige Ergänzungen und Änderungen 

durch die maßgebenden Techniker.22  

 

IV. Direkte Rezeption technischer Normen im Technik-

strafrecht 

Zwar kommt den technischen Normen wie gezeigt keine 

Rechtsqualität zu23, dennoch kann ihnen eine Bedeutung für 

die Bestimmung strafrechtlicher Verantwortlichkeit durch 

Verweisung von Strafgesetzen zukommen.  

 

1. Arten der Verweisung auf technische Normen 

Im Kontext der Verweisung auf außerstaatliche Normen sind 

vor allem die statische und dynamische Verweisung zu unter-

scheiden. Bei der statischen Verweisung bezieht sich die 

Verweisung auf den zum Zeitpunkt der Verweisung gelten-

den Stand der technischen Norm (Ausfüllungsnorm) unter 

Angabe der genauen Fassung.24 Eine Neufassung der Ausfül-

lungsnorm hat sodann keinen Einfluss auf die Bestimmung 
des Gehalts der Sanktionsnorm. Die statische Verweisung 

stellt damit vor allem den gesetzgeberischen Verzicht dar, 

den in Bezug genommenen Text vollständig in die Sankti-

onsnorm mit aufzunehmen.25 Im Gegensatz dazu stellt eine 

dynamische Verweisung den Bezug zu der Ausfüllungsnorm 

in der aktuell geltenden Fassung dar.26 Denkbar ist auch eine 

 
19 BVerwG NJW 1962, 506 (506 f.); BGH NJW 1987, 2222 

(2223); Lenckner (Fn. 10), S. 494. 
20 Veit (Fn. 7), S. 13 f. 
21 Am Beispiel der 4. DVO zum Energiewirtschaftsgesetz für 

die DVGW-Normen Lenckner (Fn. 11), S. 495. 
22 Lenckner (Fn. 10), S. 495; Marburger, Regeln der Technik, 

1979, S. 337 f.; a.A. Herschel, NJW 1968, 617 (621 f.). 
23 Gleichwohl soll der Begriff der technischen Norm im Fol-

genden in Abgrenzung zur Rechtsnorm weiterverwendet 
werden. Zur Begriffsbegründung auch Lenckner (Fn. 10),    

S. 494. 
24 BVerfG NJW 1982, 2859 (2860) m.w.N.; Ernst, Blankett-

strafgesetze und ihre verfassungsrechtlichen Grenzen, 2017, 

S. 19. 
25 BVerfG NJW 1982, 2859 (2860) m.w.N. 
26 Ernst (Fn. 24), S. 25 f. 
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verdeckte dynamische Verweisung, wenn die Sanktionsnorm 

eine statische Verweisung auf eine technische Norm vor-

nimmt und diese technische (Ausfüllungs-)Norm wiederum 

eine dynamische regelwerksinterne Verweisung auf andere 

technische Normen enthält.27 Für beide Fälle gilt jedenfalls, 

dass auch die Bezugnahme durch Gesetze im Wege einer 

statischen oder dynamischen Verweisung die Rechtsqualität 

einer technischen Norm nicht herstellen kann, sondern sich 

die verweisende Rechtsordnung den in Bezug genommenen 

Norminhalt einer technischen Norm „einverleibt“.28 

 

2. Verfassungsrechtliche Würdigung 

Zwar sind im Strafrecht Verweisungen auf technische Nor-

men nicht ersichtlich.29 Dennoch sollen im Folgenden verfas-

sungsrechtliche Bedenken an solchen Verweisungen aus drei 

Gründen diskutiert werden. 
Erstens bleibt eine künftige Verwendung von Verwei-

sungstechniken auf technische Normen im Technikstrafrecht 

nicht ausgeschlossen, trägt sie doch beachtliche Vorteile in 

sich: Zum einen bleibt der Gesetzestext frei von komplexen 

Detailbestimmungen und ist ggf. besser verständlich.30 Zum 

anderen bewirkt die Verweisungstechnik eine Zusammen-

arbeit des Gesetzgebers, dem es in Detailfragen an Sachver-

stand mangeln könnte, mit den Beteiligten des jeweiligen 

Fachkreises.31 Dadurch könnte nicht zuletzt eine erhöhte 

Normloyalität des Fachkreises erreicht werden.32 Darüber 

hinaus bleibt der Gesetzestext insbesondere durch dynami-

sche Verweisungen aktuell, indem er die Weiterentwicklung 
der Technik durch die Aktualisierung der technische Normen 

in sich aufnimmt.33 

Zweitens sind solche Verweise im Ordnungswidrigkeiten-

recht, für das als Strafrecht i.w.S. in verfassungsrechtlicher 

Hinsicht nichts grundsätzlich anderes gelten kann, bekannt.34 

 
27 Ernst (Fn. 24), S. 32; vgl. etwa die „normativen Verweise“ 

der DIN-Normen DIN 820 Teil 1 Abschnitt 2. 
28 Backherms, ZRP 1978, 261; Engisch, Die Einheit der 

Rechtsordnung, 1935, S. 26; Karpen, in: Rodig/Altmann/ 

Baden/Kindermann/Motsch/Pohl/Thieler-Mevissen (Hrsg.), 

Studien zu einer Theorie der Gesetzgebung, 1976, S. 221 
(232). 
29 Zu der Einordnung des § 319 StGB unter V. 1. a). 
30 Schenke, NJW 1980, 743. 
31 Vgl. Lenckner (Fn. 10), S. 491; Marburger (Fn. 22),          

S. 379; Veit (Fn. 7), S. 35; vgl. ferner Rosenau, in: Ahrens 

(Hrsg.), Festschrift für Erwin Deutsch zum 80. Geburtstag, 

2009, S. 435 (437, 442 f.). 
32 Debus, Verweisungen in deutschen Rechtsnormen, 2008, 

S. 101; Krüger, NJW 1966, 617 (620). 
33 Debus (Fn. 32), S. 70; Schenke, NJW 1980, 743; Schenke, 

in: Obernhofer/Schambeck (Hrsg.), Festschrift für Ludwig 
Fröhler zum 60. Geburtstag, 1980, S. 87 (90); ferner Hoven, 

NStZ 2016, 377 (383). 
34 Schünemann, in: Küper (Hrsg.), Festschrift für Karl Lack-

ner zum 70. Geburtstag, 1987, S. 367 (370 m.w.N.); einen 

solchen Beispielsfall bietet die StVZO i.V.m. dem StVG: 

Gem. § 35h Abs. 1 StVZO sind in Kraftomnibussen Ver-

bandskästen mitzuführen, die selbst und deren Inhalt an Ers-

Drittens bilden die nachfolgenden verfassungsrechtlichen 

Erwägungen den Ausgangs- und Vergleichspunkt für die 

Betrachtung der indirekten Rezeptionstechniken.35 

 

a) Demokratieprinzip 

Da sich die Demokratie als die Legitimation der Staatsgewalt 

und damit auch der Legislative durch das Volk verstehen 

lässt, können dort Bedenken aufkommen, wo der Staat legis-

lative Kompetenzen an private Normungsinstitutionen ab-

gibt.36 

Jedoch dürfte die statische Verweisung insofern als un-

problematisch zu beurteilen sein, da der Gesetzgeber sich 

bewusst für eine Inbezugnahme technische Normen entschei-

det, er also nur „geistige Anleihen“37 an den Normen der 

privaten Normsetzungsinstitute nimmt.38 Dies dürfte zumin-

dest solange gelten, wie Inhalt und Tragweite der Verweisung 
für den Gesetzgeber nachvollziehbar und überschaubar blei-

ben.39 Bei hochkomplexen technischen Sachverhalten sind in 

dieser Hinsicht zwar Grenzen, wie die bei der Zusammenar-

beit von Richtern mit Sachverständigen auf besonders kom-

plexen Fachgebieten,40 denkbar. Solche Grenzen dürften sich 

durch eine Zusammenarbeit vom Gesetzgeber mit privaten 

Normgebern jedoch weitgehend verschieben lassen. 

Anderes gilt hingegen für die dynamische Verweisung, da 

sich der Inhalt der Sanktionsnorm durch die Änderung der 

Ausfüllungsnorm ohne Zutun des Gesetzgebers ebenfalls 

wandelt.41 Zum Teil wird scharf von der „Abdankung des 

Parlaments“ gesprochen.42 Gegen die Annahme eines solchen 
Verstoßes gegen das Demokratieprinzip wird von manchen 

vorgebracht, dass der Gesetzgeber stets die „Möglichkeit 

[habe], die Verweisung aufzuheben und so die Anwendung 

der zunächst in Bezug genommenen Vorschriften auszu-

 
te-Hilfe-Material dem Normblatt DIN 13164, Ausgabe Januar 

1998 oder Ausgabe Januar 2014 entsprechen. Eine Erweite-

rung dieser Pflicht auf andere Kraftfahrzeuge als den in     

Abs. 1 genannten nimmt Abs. 3 mit der Abweichung vor, 
dass der Verbandskasten selbst nicht der DIN 13164 entspre-

chen muss. Nach § 69a Abs. 3 Nr. 7c StVZO handelt i.S.v.      

§ 24 StVG ordnungswidrig, wer unter Missachtung dieser 

Pflicht sein Fahrzeug in Betrieb nimmt. 
35 Siehe unten V. 3. a) aa). 
36 Debus (Fn. 32), S. 198 m.w.N; Ossenbühl, DVBl. 1967, 

401 (402). 
37 Schenke (Fn. 33), S. 95; Schröcker, NJW 1967, 2285 

(2289). 
38 Schünemann (Fn. 34), S. 379; ferner Schnapp, in: Gitter/ 

Schulin/Zacher (Hrsg.), Festschrift für Otto Ernst Krasney 
zum 65. Geburtstag, 1997, S. 437 (447). 
39 Ossenbühl, DVBl. 1967, 401 (402); Schnapp (Fn. 38),       

S. 450; kritisch vor diesem Hintergrund in Anbetracht des 

Demokratieprinzips Guckelberger, ZG 2004, 62 (73 f.). 
40 Vgl. Erb, ZStW 121 (2009), 882. 
41 Veit (Fn. 7), S. 43 f. 
42 Schenke, NJW 1980, 743 (745). 
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schließen“.43 Dieser Einwand liefe jedoch auf eine Genehmi-

gungsfiktion hinaus, die ihrerseits gegen das Demokratieprin-

zip verstoßen dürfte, stellt doch ein Unterlassen der Aufhe-

bung kaum das Ergebnis eines Willensbildungsprozesses 

dar.44 Davon abgesehen entstünden legitimatorische Lücken 

in den Zeiträumen zwischen der Veränderung der technischen 

Norm und der potenziellen Reaktion des Gesetzgebers.45 

 

b) Grundsatz der Gewaltenteilung 

Ein Verstoß gegen das Gewaltenteilungsprinzip scheint schon 

deshalb unabhängig von der Verweisungsart außer Betracht 

zu bleiben, da es sich bei einer (vermeintlichen) Kompetenz-

verlagerung nicht um eine solche unter den Gewalten handelt, 

sondern vielmehr um eine an außerstaatliche Institutionen. 

Zwar könnte man annehmen, dass erst recht eine Kompe-

tenzverlagerung an Private problematisch sein müsste, weil 
zu dem Gewaltenteilungsgrundsatz die Pflicht der Legislative 

gehört, ihre Gesetzgebungskompetenzen auszuschöpfen.46 

Letztlich erschöpft sich aber die Verletzung dieser Pflicht im 

Problemkreis des Demokratieprinzips.47 

 

c) Bestimmtheitsgebot, Art. 103 Abs. 2 GG 

Art. 103 Abs. 2 GG verpflichtet den Gesetzgeber u.a. die 

Voraussetzungen einer Strafbarkeit derart konkret zu um-

schreiben, dass Tragweite und Anwendungsbereich der Straf-

tatbestände zu erkennen und durch Auslegung zu ermitteln 

sind.48 Der Zweck besteht zum einen mit Blick auf das Ge-

waltenteilungsprinzip und in Verbindung mit dem Parla-

mentsvorbehalt aus Art. 104 Abs. 1 GG darin, dass der Ge-

setzgeber die Straftatbestände so bestimmt wie möglich fasst, 

damit es nicht mehr als notwendig auf die Ergänzung des 

Richters ankommt.49 Zum anderen liegt der Zweck, verwoben 

mit der generalpräventiven Funktion von Strafgesetzen, da-

rin, dass der Rechtsunterworfene die Möglichkeit hat, vorher-
zusehen, welches Verhalten strafbar ist, sodass er sein eige-

nes Verhalten entsprechend ausrichten kann.50  

Zunächst könnte eine statische Verweisung auf technische 

Normen im Hinblick auf Art. 103 Abs. 2 GG sogar einen 

Zugewinn an Bestimmtheit darstellen, da die technischen 

Normen durch einen besonderen Detailreichtum geprägt sind. 

Sie könnten dem Rechtsunterworfenen im Vergleich zu nor-

mativen Tatbestandsmerkmalen dadurch ggf. eine bessere 

 
43 OVG Hamburg NJW 1980, 2830 (2831); Schröcker, NJW 

1967, 2285 (2290); ferner zu generellen Verfassungsmäßig-

keit Eberstein, BB 1969, 1291 (1293). 
44 Ossenbühl, DVBl. 1967, 401 (402); Veit (Fn. 7), S. 45 f. 
45 OVG NW NVwZ 2005, 606 (607); Arndt, JuS 1979, 784 

(785); Fuss, in: Kruse (Hrsg.), Festschrift für Heinz Paulick 
zum 65. Geburtstag, 1973, S. 293 (297). 
46 So Veit (Fn. 7), S. 49. 
47 Schünemann (Fn. 34), S. 371 f. 
48 BVerfG NJW 1978, 833 (934); BVerfG NJW 1986, 1671.  
49 Bülte, JuS 2015, 769 (771). 
50 BVerfG NJW 1969, 1059 (1060); BVerfG NJW 1969, 

1759. 

Orientierungsmöglichkeit bieten.51 Gleichzeitig „zerreißt“ die 

statische Verweisung die Verbotsnorm und macht es für den 

Rechtsunterworfenen nötig, sowohl die Sanktions- als auch 

die Ausfüllungsnorm zu ermitteln. Besonders erschwert wird 

dies zum einen, wenn es sich um Normen verschiedener 

Quellen handelt, wie es bei strafrechtlichen Vorschriften und 

privaten technischen Normen der Fall ist. Zum anderen ist 

der Rechtsunterworfene vor Herausforderungen gestellt, 

wenn es sich um (statische) Kettenverweisungen handelt, 

deren Inhalt aus einer Vielzahl an Normen ermittelt werden 

muss.52 
Eine dynamische Verweisung ist hingegen schon deshalb 

problematischer, weil der in Bezug genommene Inhalt der 

technischen Norm für den Rechtsunterworfenen ungleich 

schwieriger zu ermitteln sein dürfte.53 Auch im Hinblick auf 

die objektive Funktion des strafrechtlichen Bestimmtheits-

grundsatzes dürfte die dynamische Verweisung verfassungs-

widrig sein, weil bei Inkrafttreten der Sanktionsnorm für den 

Gesetzgeber nicht mehr klar ersichtlich ist, welchen Umfang 

das Verbot in Zukunft hat.54  

 

3. Zwischenergebnis 

Eine direkte Rezeption technischer Normen durch Verwei-

sungen sieht sich erheblichen Problemen ausgesetzt. Zwar 

begegnet die statische Verweisung nahezu keinen verfas-

sungsrechtlichen Bedenken, Zweifel bestehen aber an ihrer 

Nützlichkeit. Sie kann gerade keine Flexibilität und Adapti-

onsfähigkeit an technologische Entwicklungen und damit 
keinen starken, dynamischen Grundrechtsschutz herbeifüh-

ren. Eine dynamische Verweisung könnte dies zwar leisten, 

gerät aber in Konflikt mit dem Demokratie- und Rechts-

staatsprinzip. Dass also Verweisungstechniken das Span-

nungsverhältnis zwischen Anpassungsfähigkeit auf der einen 

Seite und Rechtssicherheit sowie demokratischer Legitimati-

on auf der anderen Seite nur schwerlich aufzulösen vermö-

gen, könnte die geringe Bedeutung direkter Rezeption techni-

scher Normen im Strafrecht de lege lata erklären.  

 

V. Indirekte Rezeption im Technikstrafrecht 

Neben der Möglichkeit einer direkten Rezeption durch das 

Strafrecht sei im Folgenden auf indirekte Rezeptionstenden-

zen technischer Normen, namentlich im Rahmen technischer 

Standards und der §§ 222, 229 StGB eingegangen.  

 

1. Technische Standards 

Als technische Standards werden die „allgemein anerkannten 

Regeln der Technik“, der „Stand der Technik“ sowie der 

„Stand der Wissenschaft (und Technik)“ zusammengefasst. 

Sie sind im Kernstrafrecht unmittelbar in der Baugefährdung 

gem. § 319 StGB und ansonsten genehmigungsakzessorisch 

im Kern- und Nebenstrafrecht (z.B. in §§ 327 f. StGB, 39 
Abs. 2 GenTG) anzutreffen. 

 
51 Hoyer, ZStW 121 (2009), 860 (870); Veit (Fn. 7), S. 120. 
52 Debus (Fn. 32), S. 102 f. 
53 Vgl. Niehaus, wistra 2004, 206 (208 f.). 
54 Veit (Fn. 7), S. 49. 



Grund und Grenzen der Rezeption technischer Normen im Technikstrafrecht 

_____________________________________________________________________________________ 

 

_____________________________________________________________________________________ 

 

Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik – www.zis-online.com 

  37 

Bei den technischen Standards handelt es sich nach h.M. 

um ausfüllungsbedürftige unbestimmte Rechtsbegriffe (Gene-

ralklauseln, normative Tatbestandsmerkmale55).56 Sie stellen 

gerade keine verdeckten dynamischen Verweisungen auf 

technische Normen dar, da die Normvollendung nicht durch 

Private sondern durch den gesetzlich bestimmten Richter 

stattfinden soll.57  

 

a) Technische Standards im Einzelnen 

Nach h.M. beschreiben allgemein anerkannte Regeln der 

Technik Erfahrungssätze der Theorie und Praxis, die unter 

den Technikern anerkannt und daher angewandt werden.58 

Maßgebend ist nicht nur die Billigung durch die Wissen-

schaft, sondern durch den Durchschnitt, also die h.M. der 

Praktiker.59 Diese h.M. unter den Praktikern zu ermitteln ist 

wiederum Aufgabe des Rechtsanwenders.60  
Ein weitaus strengerer Maßstab als durch die allgemein 

anerkannten Regeln der Technik wird durch den „Stand der 

Technik“ vorgegeben (z.B. in § 327 Abs. 2 Nr. 1 StGB i.V.m. 

§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG). Bei diesem Maßstab ist sodann 

nicht mehr auf die technische Bewährung des Verhaltens 

durch eine Mehrheit abzustellen. Vielmehr wird die Grenze 

des rechtlich erlaubten Risikos an die „Front der technischen 

Entwicklung verlagert“, um ein Hinterherhinken der rechtlich 

geforderten Sicherheitsvorkehrungen hinter der technischen 

Entwicklung zu verhindern.61 In diesem Sinne ist bzgl. der 

Genehmigungserteilung zu fragen, ob es nicht eine risiko-

ärmere Handlungsalternative bei gleichbleibendem Nutzen 
gibt, also das mit der zu bewertenden Technik einhergehende 

Risiko nicht erforderlich ist. Die in Betracht zu ziehenden 

Maßnahmen sind jedoch durch das technisch Machbare be-

grenzt.62 Um als Rechtsanwender den „Stand der Technik“ zu 

konkretisieren, hat dieser also nötigenfalls in den Meinungs-

streit zwischen den Technikern einzutreten, um den entspre-

chenden Techniker, der die „Front der technischen Entwick-

 
55 Kritisch dazu, dass diese drei Begriffe deckungsgleich 

sind, Debus (Fn. 32), S. 94 f. 
56 Hoyer, ZStW 121 (2009), 860 (871); Veit (Fn. 7), S. 138; 

Schünemann (Fn. 34), S. 380. 
57 Debus (Fn. 32), S. 95; Motzke, BauR 2020, 169 (173); 

Schünemann (Fn. 34), S. 373, 377 f.; Vassilaki, in: Schulte/ 

Schröder (Hrsg.), Handbuch des Technikrechts, 2011, S. 385 

(399). 
58 Hecker, in: Schönke/Schröder, Strafgesetzbuch, Kommen-

tar, 30. Aufl. 2019, § 319 Rn. 5; Wolters, in: Wolter (Hrsg.), 

Systematischer Kommentar zum Strafgesetzbuch, Bd. 6,       

9. Aufl. 2016, § 319 Rn. 7. 
59 BVerfG NJW 1979, 359 (362); RGSt 44, 75; vgl. DIN 

45020 Abschnitt 1.5.; vgl. kritisch zu diesem Verständnis 

Schünemann (Fn. 34), S. 395 f., der eine Auslegung als ob-
jektiv grobe Fahrlässigkeit vorschlägt. Vgl. auch Schünemann, 

ZfBR 1980, 159 (162); ferner Hoyer, ZStW 121 (2009), 860 

(871). 
60 Seibel, NJW 2013, 3000 (3003). 
61 BVerfG NJW 1979, 359 (362). 
62 BVerfG NJW 1979, 359 (362); Hoyer, ZStW 121 (2009), 

860 (867). 

lung“ bildet, zu ermitteln und seine Maßnahme als Maßstab 

zu setzen.63 

Den strengsten Maßstab legt der Gesetzgeber mit dem 

„Stand der Wissenschaft (und Technik)“ an (bspw. in § 328 

Abs. 1 StGB i.V.m. § 9 Abs. 2 Nr. 3 AtomG oder § 39 Abs. 2 

GenTG i.V.m. § 16 GenTG). Dieser Maßstab begrenzt das 

sorgfältige Verhalten nicht wie die zuvor genannten auf den 

Bereich des technisch Möglichen, sondern bezieht wissen-

schaftliche Erkenntnisse auch von Außenseitern mit ein, 

solange sie hinreichend mittels experimenteller Erprobung 

gesichert sind.64 Anstatt zu fragen, ob das Risiko erforderlich 
ist, hat der Rechtsanwender zu ermitteln, ob es in Anbetracht 

des Nutzens verhältnismäßig ist und hat dabei ggf. in den 

wissenschaftlichen Diskurs einzusteigen.65  

 

b) Drei-Stufen-System und erlaubtes Risiko 

Dass der Gesetzgeber – und diese Unterscheidung befürwor-

tend das RG66 und das BVerfG im Kalkar-Beschluss67 – ein 

Drei-Stufen-System zur Abschichtung von Anforderungen im 

Technikrecht verwendet, erklärt sich entlang der einleitend 

beschriebenen Risikotypik des Technikstrafrechts: Während 

Gefahren am Bau vor allem Individuen oder überschaubare 

Gruppen von Individuen bedrohen, stellen immissionsschutz-

relevante Gefahren eine Bedrohung für die natürliche Le-

bensgrundlage der Allgemeinheit dar. Letztlich gefährdet die 

Freisetzung von Radioaktivität oder gentechnisch veränderter 

Organismen Leben und Gesundheit einer unbestimmten Per-

sonenzahl. Der Gesetzgeber hat sich dazu entschlossen, 
strengere Anforderungen an das sorgfältige Verhalten im 

Kontext technischer Prozesse und Produkte zu stellen, je 

größer die Ausdehnung einer Gefahr ist.68 Auf diese Weise 

dienen die technischen Standards als ein Maßstab für die 

Abschichtung rechtlich erlaubter Risiken.69 Inwiefern techni-

sche Normen diesen gesetzgeberisch gebildeten Rahmen 

weiter ausfüllen können wird zu klären sein. 

 

2. Fahrlässigkeitshaftung 

Um den generalklauselartigen Fahrlässigkeitstatbestand aus-

zufüllen, werden von der h.M. eine Sorgfaltspflichtverletzung 

und die Erkennbarkeit der Tatbestandsverwirklichung gefor-

dert.70 Dabei bietet die Voraussetzung der Sorgfaltspflicht-

verletzung die Möglichkeit, nicht nur in den Blick zu neh-

men, ob für den Handelnden vorhersehbar war, dass sein 

Verhalten einen Erfolg herbeiführt. Darüber hinaus aber ist 

 
63 Hoyer, ZStW 121 (2009), 860 (872). 
64 Marburger (Fn. 3), S. 51. 
65 Hoyer, ZStW 2009, 860 (873); Seibel, NJW 2013, 3000 

(3003). 
66 RGSt 44, 76 (79 f.). 
67 BVerfG NJW 1979, 359 (362). 
68 Vgl. dazu auch Hoyer, ZStW 121 (2009), 860 (869); anders 

Nicklisch, NJW 1982, 2633 (2636); sowie ders., BB 1983, 

261 (267 f.); ders., NJW 1983, 841 (846). 
69 Vgl. auch Veit (Fn. 7), S. 10. 
70 Wessels/Beulke/Satzger, Strafrecht, Allgemeiner Teil,       

50. Aufl. 2020, Rn. 1114  m.w.N. 
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zu berücksichtigen, dass nicht jedwedes, die Rechtsgüter 

Dritter gefährdendes Verhalten, zu unterlassen ist. Das ergibt 

sich schon aus dem Umstand, dass eine moderne Gesellschaft 

im technischen Zeitalter nicht vollständig auf Risiken ver-

zichten kann.71 Schünemann formuliert treffend für das 

Technikrecht: „Die Industriegesellschaft ist wegen der Tech-

nisierung fast aller Produktionsbereiche, des Verkehrs und 

selbst privater Lebensbereiche wie etwa des Haushalts darauf 

angewiesen, eine gewisse Quote an Unfällen, die sich wegen 

der Kompliziertheit der technischen Abläufe nicht völlig 

vermeiden lassen, als Tribut an den technischen Fortschritt in 
Kauf zu nehmen.“72 Wer sich also mit seinem gefährlichen 

Verhalten innerhalb des tolerierten Risikobereichs bewegt, 

der kann nicht die erforderliche Sorgfalt außer Acht gelassen 

haben, sodass das Handlungsunrecht entfällt.73  

Schwierig zu bestimmen ist indessen, wo die Grenze des 

erlaubten Risikos von der rechtswidrigen Gefahrschaffung 

verläuft, also zu entscheiden, welche „Tribute an den techni-

schen Fortschritt“ zu leisten sind. Letztlich ist die Grenze im 

Wege einer umfassenden Interessenabwägung zu ermitteln.74 

Dabei bildet die soziale Nützlichkeit der fraglichen Hand-

lung, namentlich die Produktion oder Benutzung eines tech-
nischen Geräts, den Ausgangspunkt der Überlegungen. So-

dann sind die Art, Schwere und Nähe der Gefahren, die mit 

der Produktion oder Nutzung der Technik einhergehen, mit-

einzubeziehen. Daran anschließend sind die Möglichkeiten 

der Gefahrverhütung durch zusätzliche Sicherungsmaßnah-

men und damit zusammenhängend die (negativen) Rückwir-

kungen auf die Nützlichkeit zu berücksichtigen.75 Auch Wirt-

schaftlichkeitskriterien sind zu beachten, also ob das Auswei-

chen auf eine weniger riskante Alternative mit erheblichen 

Kosten verbunden wäre. Eine Gefahrverhütung um jeden 

Preis ist volkswirtschaftlich nicht tragbar und liefe auf ein 

totales Verbot der Technikentwicklung hinaus.76 Diese Fakto-
ren in Relation zueinander zu bringen und so einen Sorg-

faltsmaßstab zu bilden ist für den jeweiligen Rechtsanwender 

ein schwieriges Unterfangen, handelt es sich doch bei den 

beschriebenen Faktoren weniger um exakte Rechenpositionen 

als um Schätzungen und Wertungen, anhand derer das für die 

Gesellschaft zumutbare Risiko gebildet werden soll.77 

 
71 Kühl, Strafrecht, Allgemeiner Teil, 8. Aufl. 2017, § 17      

Rn. 17 m.w.N. 
72 Schünemann, in: Graul/Wolf (Hrsg.), Gedächtnisschrift für 

Dieter Meurer, 2002, S. 37 (40). 
73 Zur systematischen Stellung Beck (Fn. 4), § 36 Rn. 96 ff.; 

wie hier auch Heinrich, Strafrecht, Allgemeiner Teil, 6. Aufl. 

2019, Rn. 1035; ferner Frisch, Tatbestandsmäßiges Verhalten 

und Zurechnung des Erfolges, 1988, S. 59; Frisch, GA 2003, 

719 (733). 
74 Ausführlich Burgstaller, Das Fahrlässigkeitsdelikt im 
Strafrecht – Unter besonderer Berücksichtigung der Praxis in 

Verkehrssachen, 1974, S. 58; Roxin/Greco, Strafrecht, All-

gemeiner Teil I, 5. Aufl. 2020, § 24 Rn. 39 f.; Schünemann, 

JA 1975, 575 f. 
75 Lenckner (Fn. 10), S. 500. 
76 Nicklisch, NJW 1982, 2633 (2637); Veit (Fn. 7), S. 194 ff. 
77 Lenckner (Fn. 10), S. 501. 

3. Bestimmung der technischen Standards und des Sorgfalts-

maßstabs anhand technischer Normen 

Dort wo der Gesetzgeber unbestimmte Rechtsbegriffe ver-

wendet und keine gesetzlichen Sondernormen78 zu deren 

Konkretisierung geschaffen hat, erscheint eine nähere Be-
stimmung mithilfe von nicht-staatlichen technischen Normen, 

nicht nur möglich, sondern geboten.79 Zu fragen ist also, 

inwiefern technische Normen zur Bestimmung technischer 

Standards und des Sorgfaltsmaßstabs der §§ 222, 229 StGB 

herangezogen werden können. 

Die DIN 820, die auch als das „Grundgesetz der Nor-

mungsarbeit“80 bezeichnet wird, beschreibt in Teil 1 Ab-

schnitt 8.1: „Die Normen des Deutschen Normenwerks ste-

hen jedem zur Anwendung frei. Sie sollen sich als ‚allgemein 

anerkannte Regeln der Technik‘ etablieren.“ Die allgemeine 

Anerkennung nicht einmal von einem „Etablierungsprozess“ 
abhängig machend, formuliert die entsprechende VDI Richt-

linie 1000: „Der VDI erhebt den Anspruch, durch sein Richt-

linienwerk allgemein anerkannte Regeln der Technik zu 

schaffen […].“81 Dass technische Normen nicht nur nach dem 

selbsterhobenen Anspruch der privaten Vereinigungen, son-

dern tatsächlich in vielen Fällen allgemein anerkannte Regeln 

der Technik und die maßgebenden Sorgfaltsanforderungen 

darstellen können, lässt sich wie folgt erklären: Zunächst ist 

zu beachten, dass die normsetzenden Gremien zumeist plura-

listisch besetzt werden und die Normsetzung nach festen 

Verfahrensgrundsätzen unter einer Konsenspflicht der Mit-

glieder stattfindet.82 Außerdem versprechen sie durch ihre 
nicht parlamentarische Struktur eine schnelle Anpassungsfä-

higkeit an technischen Entwicklungen und der damit verbun-

denen Dynamik der allgemein anerkannten Regeln der Tech-

nik.83 Letztlich kommt es unter Einhaltung von technischen 

Normen empirisch nachgewiesen zu verhältnismäßig wenig 

Schadensfällen, weshalb sie auf den ersten Blick geeignet 

sind, zumindest hinreichend hohe Sicherheitsanforderungen 

zu stellen, damit ihnen auch durch das Strafrecht eine hohe 

Bedeutung zugemessen wird.84 

 

 

 
78 Vgl. dazu Kudlich, in: v. Heintschel-Heinegg (Hrsg.), 

Beck‘scher Online-Kommentar, Strafgesetzbuch, Stand: 1.11. 

2020, § 15 Rn. 39 ff. 
79 Vgl. Beck (Fn. 4), § 36 Rn. 102; Mikus, Die Verhaltens-

norm des fahrlässigen Erfolgsdelikts, 2002, S. 106; diesem 

zustimmend Colombi Ciacchi, Fahrlässigkeit und Tatbe-

standsbestimmtheit – Deutschland und Italien im Vergleich, 

2005, S. 83 ff., 91 ff. (Fn. 117), S. 100. 
80 Nicklisch, NJW 1982, 2633 (2639). 
81 Vgl. auch DVGW GW 100; zum Etablierungsprozess 
Motzke, BauR 2020, 1 (6). 
82 Vgl. DIN 820 Teil 4 Abschnitt 9.1 Satz 2; Vgl. auch LG 

Mannheim BeckRS 2015, 1347; VGH München BeckRS 

2003, 27346 Rn. 24; Esser/Keuten, NStZ 2011, 314 (317 f.); 

Seibel, NJW 2013, 3000 (3002). 
83 Vgl. weiter Beck (Fn. 4), § 36 Rn. 110. 
84 Vgl. Veit (Fn. 7), S. 204. 
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a) Probleme bei der indirekten Rezeption technischer  

Normen 

Jedoch könnten dort Probleme bei der indirekten Rezeption 

technischer Normen zu erblicken sein, wo verfassungsrechtli-

che Bedenken bestehen (unten aa), sie inhaltlich nicht kon-
gruent mit allgemein anerkannten Regeln der Technik und 

dem Sorgfaltsmaßstab der §§ 222, 229 StGB sind (unten bb), 

und die Normungsinteressen von Strafgesetzgeber und priva-

ten Normungsinstituten divergieren (unten cc). 

 

aa) Verfassungsrechtliche Erwägungen 

Zum Teil wird der Versuch unternommen, im Hinblick auf 

das Demokratieprinzip eine Gleichartigkeit von dynamischen 

Verweisungen und unbestimmten Rechtsbegriffen zu begrün-

den.85 Angeführt wird, dass es oft von zufälligen Faktoren 

abhänge, ob eine Verweisung auf technische Normen vorge-

nommen oder ein unbestimmter Rechtsbegriff, insbesondere 

der technischen Standards, verwendet werde.86 Dieses Argu-

ment vermag jedenfalls keinen Verstoß gegen das Demokra-

tieprinzip zu begründen. Die Konkretisierung der gesetzli-

chen Norm wird bei den unbestimmten Rechtsbegriffen dem 

institutionell sowie organisatorisch-personell demokratisch 
legitimierten Rechtsanwender (Gericht oder Behörde) belas-

sen, wohingegen bei einer dynamischen Verweisungen droht, 

dass sie auf eine nicht-staatlichen Institution übertragen wer-

den.87 Anders: Der unbestimmte Rechtsbegriff entschärft die 

demokratisch-legitimatorischen Schwächen bei der Heran-

ziehung von technischen Normen durch das „Dazwischen-

schalten“ des Richters. Das kann natürlich nur solange über-

zeugen, wie der Richter nicht pauschal allgemein anerkannte 

Regeln der Technik und die Sorgfaltsanforderungen mit tech-

nischen Normen gleichsetzt. 

Zwar könnte im Hinblick auf das strafrechtliche Be-

stimmtheitsgebot ohne Zweifel gesagt werden, dass eine 
zumindest statische Verweisung ein Maß an Präzision er-

reicht, dass durch unbestimmte Rechtsbegriffe wie den tech-

nischen Standards kaum überboten werden könnte.88 Zu 

Recht hat das BVerfG im Kalkar-Beschluss jedoch festge-

stellt, dass die Fixierung eines bestimmten Sicherheits-

standards durch die Aufstellung starrer Regeln die technische 

Weiterentwicklung sowie die angemessene Sicherung von 

Grundrechten hemmen würde. Nicht bei jedem Regelungsge-

genstand lässt sich im gleichen Maße eine Bestimmtheit 

erreichen.89 Zwar begegneten auch die Fahrlässigkeitsdelikte 

immer wieder vereinzelt verfassungsrechtlichen Bedenken im 

 
85 Vor allem, um die dynamische Verweisungstechnik zu 
legitimieren, Eberstein, BB 1969, 1291 (1294); Herschel, 

NJW 1968, 617 (620); vgl. auch Bülte, JuS 2015, 769 (774 ff.). 
86 Nachweise bei Debus (Fn. 32), S. 229. 
87 Vgl. auch Debus (Fn. 32), S. 229 f. 
88 Vgl. Schenke (Fn. 33), S. 87 (111). 
89 BVerfG NJW 1979, 359 (362); BVerwG NVwZ-RR 1997, 

214 (215); allgemeiner Lenckner, JuS 1968, 249 (252). 

Hinblick auf ihre Bestimmtheit. Diese zu diskutieren würde 

den Umfang dieses Beitrags allerdings sprengen.90  

 

bb) Inhaltliche Kongruenz 

(1) Von technischen Normen und allgemein anerkannten 

Regeln der Technik 

Zunächst ist also der Blick auf die Konstellationen zu richten, 

in denen technische Normen nicht „allgemein anerkannt“ 

sind, also nicht durch die h.M. der Techniker praktiziert wird: 

Erstens, wenn der maßgebende Kreis der Praktiker eine 

technische Norm überwiegend anerkennt, diese aber nicht in 
einem technischen Regelwerk fixiert wurde.91 Freilich kön-

nen allgemein anerkannte Regeln der Technik auch durch 

nicht kodifizierte Erfahrungssätze gebildet werden. 

Zweitens, wenn eine technische Norm von Anfang an zur 

Gefahrverhütung ungeeignet ist und daher von der Praxis 

nicht anerkannt wird.92 Dieser Fall wird jedoch weitgehend 

durch das standardisierte Normaufstellungsverfahren ausge-

schlossen.93 

Drittens, wenn die technische Norm durch die Praxis all-

gemein anerkannt wurde, sich diese aber als eine risikoreiche 

Unsitte darstellt, weil die technische Norm von Anfang an 
ungeeignet war. Denn schon das RG war in Anbetracht des 

normativen Elements der allgemein anerkannten Regeln der 

Technik bemüht, den Regeln, die auf einer „nachlässigen 

Praxis“ beruhen die allgemeine Anerkennung zu versagen.94 

Hier zeigt sich in besonderer Deutlichkeit, dass die allgemein 

anerkannten Regeln der Technik sich nicht ausschließlich an 

dem Realsystem orientieren. 

Viertens, wenn die technische Norm veraltet ist und daher 

die Anerkennung der h.M. der Techniker verliert.95 Eine 

durch eine technische Norm vorgeschriebene Sicherungs-

maßnahme, die für das Vorläufermodell eines Produkts noch 

völlig angemessen war, kann es für den Nachfolger gar nicht 
oder nur noch unzureichend sein. Unter Umständen kann der 

maßgebende Kreis der Techniker schon mehrheitlich reagiert 

und eine neue Sicherungsmaßnahme oder ein neues Produk-

tionsverfahren in Anwendung gebracht haben. Die „allge-

meine Anerkennung“ einer technischen Regel kann dann 

kaum davon abhängen, wie schnell das private Normungs-

institut mit einer Neufassung voranschreitet. Es ist gerade die 

Besonderheit des Technikstrafrechts, die mitunter rasante 

technologische Entwicklung zu begleiten und mit ihr verbun-

 
90 Statt vieler Colombi Ciacchi (Fn. 79), S. 33 ff.; Duttge, in: 

Barton/Eschelbach/Hettinger/Kempf/Krehl/Salditt (Hrsg.), 

Festschrift für Thomas Fischer, 2018, S. 201 ff. jeweils 

m.w.N. 
91 Lenckner (Fn. 10), S. 497. 
92 Vgl. BayObLGSt 2002, 110 (113). 
93 Veit (Fn. 7), S. 206. 
94 RGSt 44, 75 (81); so auch Franzheim, NStZ 1987, 437 

(439); Nicklisch, NJW 1982, 2633 (2642 f.); zurückhaltender 

Lenckner (Fn. 10), S. 497. 
95 Seibel, NJW 2013, 3000 (3001); ferner Duttge, in: Erb/ 

Schäfer (Hrsg.), Münchner Kommentar zum Strafgesetzbuch, 

Bd. 1, 4. Aufl. 2020, § 15 Rn. 139. 
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dene neue Risiken rechtlich zu begrenzen.96 Technische 

Normen vermögen es hingegen lediglich, den Status Quo der 

notwendigen allgemeinen Praxis zu formulieren. Praktisch 

soll diesem Problem dadurch entgegengewirkt werden, dass 

etwa die DIN-Normen spätestens alle fünf Jahre auf die Ver-

einbarkeit mit dem technischen Entwicklungsstand überprüft 

werden.97 Ob ein solcher Prüfungsrahmen ausreichen dürfte, 

bleibt anzuzweifeln, bemisst sich doch die Veraltung einer 

technischen Norm kaum nach der verstrichenen Zeit seit 

deren Fassung, sondern nach dynamischeren in der Techno-

logieentwicklung selbst begründeten Umständen. Im beson-
deren Maße ist der „Mangel an Aktualität“ bei modernen 

disruptiven Technologien, wie Robotern, Künstlicher Intelli-

genz oder Brain-Computer-Interfaces zu beachten.98 Neben 

der Frage, wie sich bei solchen Technologien die Bildung 

einer h.M. der Techniker vollzieht, bestehen Zweifel, ob eine 

fünfjährliche obligatorische Überprüfung auch nur ansatzwei-

se genügen kann. Verfehlt dürfte jedenfalls der Schluss sein, 

dass hoch innovative Technologien dem „Stand der Technik 

(und Wissenschaft)“ und damit nicht der h.M. entsprechen 

müssen. Der vorgeschriebene technische Standard und das 

damit verbundene erlaubte Risiko ist Ergebnis einer Abwä-
gung des Gesetzgebers, nicht dem Innovationsgrad der Tech-

nik innewohnend. 

Fünftens kann es gegensätzlich zur Veraltung vorkom-

men, dass die technische Norm in den entsprechenden Fach-

kreisen noch nicht hinreichend bekannt oder gar anerkannt 

ist, weil sich etwa im Vorbereitungsprozess der Normierung 

neue Kenntnisse ergeben haben, die bereits Einzug in das 

Regelwerk gefunden haben.99 Auch hier divergieren allge-

mein anerkannte Regeln der Technik und technische Normen. 

Letztere nähern sich in diesem Falle sogar dem „Stand der 

Technik“ an, sofern die neue Maßnahme tatsächlich eine 

stärkere Risikominimierung bei gleichbleibendem sozialem 
Nutzen der Technik mit sich bringt. 

 

(2) Von technischen Normen und dem Sorgfaltsmaßstab 

Auch sind die Sorgfaltsanforderungen der §§ 222, 229 StGB 

mit den technischen Normen – und das dürfte weitestgehend 
auf gesetzliche, normkonkretisierende Sondernormen über-

tragbar sein100 – nicht deckungsgleich, sind doch folgende 

Konstellationen denkbar: 

Wie schon bei der Kongruenz mit allgemein anerkannten 

Regeln der Technik sind erstens Konstellationen zu identifi-

zieren, in denen die technischen Normen veraltet101 oder 

 
96 Vgl. Nicklisch, NJW 1982, 2633. 
97 DIN 820 Teil 4 Abschnitt 7. 
98 Vgl. auch Beck, ZStW 131 (2019), 967 (978 f.). 
99 Vgl. Klingmüller, in: Keller (Hrsg.), Festgabe für Karl 

Oftinger, S. 121 (126); aus der deliktsrechtlichen Rechtspre-
chung BGH NJW 1987, 2222. 
100 Vgl. zu dem Verhältnis von gesetzlichen Sondernormen 

und dem Fahrlässigkeitsmaßstab Kudlich, in: Dannecker/ 

Langer/Ranft/Schmitz/Brammsen (Hrsg.), Festschrift für 

Harro Otto zum 70. Geburtstag am 1. April 2007, 2007,       

S. 373 (374 ff.). 
101 S.o. V. 3. a) bb) (1). 

ungeeignet102 und daher nicht in der Lage sind, auch nur für 

den Normalfall eine angemessene Risikominimierung vorzu-

schreiben. Gleichzeitig ist in all diesen Konstellationen zu 

bedenken, dass, wenn der Techniker auf die Richtigkeit einer 

ungeeigneten technischen Norm vertraut hat, der subjektive 

Fahrlässigkeitsvorwurf entfallen kann.103 Das muss zumin-

dest solange gelten, wie sich die Ungeeignetheit der techni-

schen Norm nicht ohne weitere Nachforschungen aufdrängen 

musste.104 

Zweitens, wenn zwar gegen eine technische Norm versto-

ßen wird, aber auf andere Weise Sicherungsvorkehrungen 
getroffen wurden, die objektiv gleich zur Gefahrverhütung 

geeignet sind. In diesem Fall kann dem Handelnden kein 

unsorgfältiges Verhalten vorgeworfen werden. Es ist beson-

ders im technischen Kontext eine Vielzahl von Gestaltungs-

möglichkeiten denkbar, um eine gleichwirksame Risikomin-

imierung, auf die es für die Einhaltung der gebotenen Sorg-

falt allein ankommt, zu erreichen.105  

Drittens, wenn gegen die technische Norm verstoßen 

wird, nicht, wie in der zweiten Konstellation, ein Alternativ-

verhalten gewählt wurde, das gleich oder besser geeignet ist, 

sich die Verhaltensweise aber noch innerhalb des erlaubten 
Risikos befindet. Denkbar ist diese Konstellation, weil tech-

nische Normen nicht zwangsläufig die Minimalgrenze der zu 

erwartenden Sicherheit darstellen, sondern zumeist über 

diesen normativ zu bestimmenden Anforderungen bleiben. 

Genau in dieser Konstellation markiert sich auch der Unter-

schied zwischen dem technischen Sicherheitsrecht, welches 

stets eine größtmögliche Gefahrenabwehr und -vorsorge 

sucht und dem Strafrecht, das unter Beachtung des ultima-

ratio-Prinzips vorwerfbares Verhalten festlegen muss und 

daher die Grenze des erlaubten Risikos höher ansetzt.106 Eine 

Ausnahme dürfte wohl nur in dem von Lenckner beschriebe-

nen Fall gelten, dass „die Norm im Einzelfall an der äußers-
ten Grenze des vom Recht anzuerkennenden ‚Toleranzbe-

reichs‘ läge, sodass jeder weitere Verlust an Sicherheit nicht 

mehr vertretbar wäre“.107 

Viertens, wenn die technische Norm eingehalten wurde, 

diese aber im konkreten, atypisch gelagerten Fall kein hinrei-

 
102 Vgl. aus der deliktsrechtlichen Rechtsprechung BGH NJW 

1994, 3349 (3350). 
103 Lenckner (Fn. 10), S. 503; Beck, in: Oppermann/Stender-

Vorwachs (Hrsg.), Autonomes Fahren – Technische Grund-

lagen, Rechtsprobleme, Rechtsfolgen, 2. Aufl. 2020, 3.7      

Rn. 22. 
104 Lenckner (Fn. 10), S. 504. 
105 Esser/Keuten, NStZ 2011, 314 (318); Kuhlen, Fragen 
einer strafrechtlichen Produkthaftung, 1999, S. 121; Lenckner 

(Fn. 10), S. 501 ff. 
106 Colombi Ciacchi will diese (und die zweite) Fallgestal-

tung im Rahmen der objektiven Zurechnung dem Kriterium 

des rechtmäßigen Alternativverhaltens zuordnen (Colombi 

Ciacchi [Fn. 79], S. 96). 
107 Lenckner (Fn. 10), S. 502. 
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chend sicheres Vorgehen vorschrieb.108 Ein Beispiel bietet 

das Urteil des 5. Strafsenats des BGH109, in dem der Ange-

klagte zwecks Schädlingsbekämpfung ein Phosphorwasser-

stoff enthaltendes Gas in einem Silo verwenden wollte. An 

dem Silo liegend befand sich die Wohnung eines Arbeiters. 

Der Angeklagte ließ die Wohnung nicht vor der Ausbringung 

des Gases räumen, weshalb die Familie des Arbeiters in Fol-

ge einer Vergiftung verstarb. Zu diesem Zeitpunkt galt eine 

Verordnung zur Verwendung von Phosphorwasserstoff, die 

das Räumen von anliegenden Wohnungen nicht vor-

schrieb.110 Dennoch verurteilte der BGH den Angeklagten 
und formulierte: „Unter besonderen Umständen des Einzel-

falls, insbesondere bei außergewöhnlichen Gefährdungssach-

verhalten, können an die zur Vermeidung von Leibes- und 

Lebensgefahr zu erfüllende Sorgfaltspflicht höhere Anforde-

rungen gestellt werden, als es sonst in Vorschriften und Re-

geln vorgesehen ist […]“. Man könnte auch sagen, dass die 

technische Norm eben gerade von einem Normalfall mit dem 

damit verbundenen typischen Risiko ausgeht. Sie ist ebenso 

wie die einschlägige Verordnung abstrakt und generell ge-

fasst, wohingegen der Fahrlässigkeitsvorwurf darin besteht, 

dass eine Sorgfalt außer Acht gelassen wurde, die in der 
konkreten Situation hätte angewandt werden müssen.111 So 

können technische Normen lediglich einen speziellen (techni-

schen) Teil der konkreten Situation, diese jedoch nicht in 

ihrer Gesamtheit und Atypik erfassen.112  

Fünftens, wenn der Täter Sonderwissen hat, welches aber 

keinen Niederschlag in der technischen Norm gefunden 

hat.113 Dann kann die technische Norm nämlich nicht mehr 

die verkehrsübliche Sorgfalt des „hochindividualisierten“ 

Verkehrskreises114 des Handelnden beschreiben. 

Sechstens, wenn die technische Norm erkennbar vor ande-

ren Gefahren schützen soll als derjenigen, die sich verwirk-

licht hat.115  
Siebtens sei darauf hingewiesen, dass Fallkonstellationen 

denkbar sind, in denen nationale technische Normen einen 

anderen Maßstab festlegen als internationale Normen, näm-

lich dann, wenn die nationale Norm etwa nicht zurückgezo-

gen wird und die internationale Norm nicht in das nationale 

Regelwerk inkorporiert wurde (z.B. DIN ISO Normen).116 In 

solchen Fällen steht nicht nur die Kongruenz von (nationaler) 

 
108 Aus der zivilrechtlichen Rechtsprechung BGH NJW 1988, 

2667 (2668); BGH NJW 2001, 2019 (2020); BGH NJW 

2004, 1449 (1450). Siehe auch Kühl (Fn. 71), § 17 Rn. 24. 
109 BGH NStZ 1991, 31. 
110 RGBI I. 1936, S. 360. 
111 Vgl. Veit (Fn. 7), S. 191, 198. 
112 Vgl. Alexander, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit für 

die Wahrung der Verkehrssicherungspflichten im Unterneh-

men, 2005, S. 92; Bohnert, JR 1982, 6 (9 f.). 
113 Esser/Keuten, NStZ 2011, 314 (319). 
114 Vgl. zu der Berücksichtigung von Sonderwissen auch 

Ausführlich Beck (Fn. 4), § 36 Rn. 43; Roxin/Greco (Fn. 74), 

§ 24 Rn. 53 ff. jeweils m.w.N. 
115 Beck (Fn. 4), § 36 Rn. 115; vgl. auch Schroeder, NStZ 

2006, 669 (670). 
116 Lenckner (Fn. 10), S. 492. 

technischer Norm und Sorgfaltsmaßstab, sondern zudem das 

Verhältnis nationaler und internationaler technischer Norm in 

Frage. 

Es lässt sich also zusammenfassen, dass der Inhalt einer 

technischen Regel mit dem Sorgfaltsmaßstab in der konkre-

ten Situation regelmäßig zusammenfallen dürfte, nicht aber 

notwendigerweise jeder Normverstoß eine Sorgfaltspflicht-

verletzung darstellt. Gleichzeitig bedeutet nicht jedes regel-

konforme Verhalten, dass eine Sorgfaltspflichtverletzung aus-

geschlossen sein muss.  

 
(3) Von allgemein anerkannten Regeln der Technik und dem 

Sorgfaltsmaßstab 

Nachdem das Verhältnis von technischen Normen zu allge-

mein anerkannten Regeln der Technik und technischen Nor-

men zum Sorgfaltsmaßstab beleuchtet wurde, ist davon aus-
gehend auch das Verhältnis von allgemein anerkannten Re-

geln der Technik zum Sorgfaltsmaßstab zu beschreiben. Bei 

beiden Tatbestandsmerkmalen handelt es sich um ausle-

gungsbedürftige unbestimmte Rechtsbegriffe, die sich an 

realen Systemen (h.M. der Techniker; Verhalten des Ver-

kehrskreises) orientieren, aber normativ geprägt sind. Sie 

divergieren aber in folgenden Punkten:  

Erstens sind allgemein anerkannte Regeln der Technik 

dahingehend spezieller als der Sorgfaltsmaßstab der Fahrläs-

sigkeitshaftung, dass sie nur den spezifisch technischen Be-

reich erfassen, also Pflichtwidrigkeiten im organisatorischen 

Bereich für die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln 
der Technik ohne Relevanz sind.117  

Zweitens beschreiben allgemein anerkannte Regeln der 

Technik in abstrakter Weise den Normalfall, während der 

Sorgfaltsmaßstab anhand der konkreten Situation zu bilden 

ist. Zwar ist zuzugeben, dass auch die allgemein anerkannten 

Regeln der Technik für den Einzelfall ermittelt werden müs-

sen. Dass damit aber nicht jede noch so atypisch gelegene 

Konstellation gemeint sein kann, drängt sich schon deshalb 

auf, weil es zu bezweifeln ist, dass sich eine h.M. der Prakti-

ker darüber gebildet hat. Alles andere hieße, das Wesen der 

allgemein anerkannten Regeln der Technik misszuverstehen 
und sie mit Sorgfaltsanforderungen der Fahrlässigkeitshaf-

tung gleichzusetzen. Insofern lassen sich auch technische 

Normen tendenziell als im höheren Maße kongruent mit den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik als mit dem Sorg-

faltsmaßstab beschreiben. 

Drittens ist die Orientierung am realen System bei den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik stärker als beim 

Fahrlässigkeitsmaßstab118. Das lässt sich zum einen, wie 

bereits angedeutet, mit dem Wortlaut belegen, der auf die 

„allgemeine Anerkennung“ Bezug nimmt. Würde damit le-

diglich ein Fahrlässigkeitsmaßstab gemeint sein, dann hätte 

der Gesetzgeber in § 319 StGB auch die fahrlässige Verursa-
chung der konkreten Gefahr pönalisieren können. Außerdem 

liegt gerade in der Anbindung an das reale System das Fun-

 
117 Wolters (Fn. 58), § 319 Rn. 8. 
118 Vgl. dazu BGH NJW 1955, 1038 (1039); NJW 1966, 675 

f.; ausführlich Burgstaller (Fn. 74), S. 54 ff.; ferner Colombi 

Ciacchi (Fn. 79), S. 83 ff., 91 ff.; Kuhlen (Fn. 105), S. 103 ff. 
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dament der Drei-Stufen-Theorie. Die allgemein anerkannten 

Regeln der Technik durch eine starke normative Ausrichtung, 

abgesehen von Extremfällen des Missbrauchs, „nach oben zu 

korrigieren“, ließe eine Vermischung mit dem „Stand der 

Technik“ und eine Einebnung der technischen Standards 

befürchten. Auch lässt sich eine stärkere Anbindung der 

allgemein anerkannten Regeln der Technik an das reale Sys-

tem damit plausibel machen, dass die §§ 222, 229 StGB den 

Eintritt eines Verletzungserfolges, also ein vergleichsweise 

hohes Erfolgsunrecht, fordern. § 319 StGB dagegen lässt eine 

konkrete Gefährdung ausreichen, sodass es sinnvoll ist, eine 
höhere Reaktionsschwelle bezüglich des Handlungsunwerts 

zu fordern, die letztlich über eine Orientierung an der h.M. 

der Techniker zu erreichen ist.119 In diese Richtung geht es 

auch, wenn man das Sonderwissen bzw. Sonderkönnen des 

Täters betrachtet: Während bei der Bestimmung der allge-

mein anerkannten Regeln der Technik der Kreis der maßge-

benden Techniker nicht zu eng zu ziehen ist, ist es wie be-

schrieben für die h.M. möglich, den Sorgfaltsmaßstab der 

Fahrlässigkeitshaftung so nach „oben zu individualisieren“, 

dass der maßgebliche Verkehrskreis und damit die Maßfigur 

qualifiziert wird.120 
 

cc) Divergierende Normungsinteressen 

Als letztes wesentliches Problem seien die divergierenden 

Interessen des Strafgesetzgebers und privater normsetzender 

Institutionen in den Blick genommen. Dieses Problem ergibt 

sich bei der Bestimmung der allgemein anerkannten Regeln 
der Technik, wie der Sorgfaltsanforderungen der §§ 222, 229 

StGB, tritt aber bei Letzteren besonders in Erscheinung, da 

hier, wie soeben dargelegt, eine stärkere normative Anbin-

dung an einen Idealtypus stattfindet:  

Das Strafrecht dient vor allem dem Rechtsgüterschutz und 

orientiert sich an der Gefährlichkeit bestimmter Handlungen 

für diese Rechtsgüter. Dass das Strafrecht im Hinblick auf die 

Intensität des Risikos einen vergleichsweise hohen Maßstab 

setzt und die äußerste Grenze des tolerierten Risikos bildet, 

wurde bereits im Kontext der Kongruenz von technischen 

Normen und dem Sorgfaltsmaßstab der §§ 222, 229 StGB 
behandelt. Neben dieser Gefährlichkeit des Verhaltens ist für 

die Beurteilung der Strafwürdigkeit eines solchen die Ver-

werflichkeit mit dem Blick auf gesamtgesellschaftliche Inte-

ressen zu ermitteln. Deshalb orientiert sich das Strafrecht an 

dem Querschnitt der Gesellschaft und strebt damit eine starke 

demokratische Basis an.121 Dass dabei auch im Bereich der 

Strafgesetzgebung lobbyistische Kräfte einen Faktor bilden, 

ist zwar nicht außer Acht zu lassen.122 Nichtsdestotrotz dürfte 

sich die Verwerflichkeit entlang eines Abwägungsprozesses 

bewegen, der dem der oben skizzierten Ermittlung des er-

laubten Risikos entspricht.123  

 
119 Landau, wistra 1999, 47 (49); Hoyer, ZStW 121 (2009), 

860 (876). 
120 Vgl. dazu auch Vassilaki (Fn. 57), S. 398. 
121 Beck (Fn. 4), § 36 Rn. 111; eingehend dies., ZStW 131 

(2019), 967 (974 f.). 
122 Burkatzki, ZIS 2001, 160 (162). 
123 S.o. V. 2. 

Private Normungsinstitute können hingegen vielfältige 

Zwecke verfolgen:124 Neben einer stets wichtiger werdenden 

Risikoverhütung auch durch Private,125 können, wie eingangs 

beschrieben, Qualitätssicherung, Rationalisierung und Förde-

rung des Handels verfolgte Ziele sein, um letztendlich ein 

höheres Maß an wirtschaftlicher Rentabilität zu erreichen.126 

Auch schließt eine Besetzung der Sachverständigengremien 

mit Vertretern unterschiedlicher Unternehmen und eine Kon-

senspflicht nicht aus, dass die Partikularinteressen der einzel-

nen Vertreter, aber vor allem auch eines Geschäftskreises in 

die technische Norm miteinfließen.127 Dieses Problem ver-
mag auch nicht mit dem Einwand, dass eine Besetzung der 

sachverständigen Gremien ohne starke Anbindung an die 

profitierende Wirtschaft undenkbar wäre,128 relativiert wer-

den. 

Zu Recht weist aber Beck daraufhin, dass dieses Problem 

nicht ohne Weiteres dazu führen muss, dass die Vertretung 

von Partikularinteressen eines Unternehmens oder eines ge-

samten Geschäftskreises, auch wenn sie auf den ersten Blick 

zu Lasten der sonstigen Gesellschaft geht, ein geringeres 

tolerables Risiko mit sich bringt, als ebenso faktisch riskan-

tes, aber gesamtgesellschaftlich nützliches Verhalten. Schließ-
lich ist die Gesellschaft gerade auf die Wirtschaft als eines 

ihrer „Subsysteme“ angewiesen und hat damit die Verfolgung 

gesonderter Interessen, die letztlich der Profitbildung dienen, 

zu akzeptieren.129 Kritisch zu sehen ist es aber, wenn die 

Vertreter dieser Sonderinteressen im Wege der Normsetzung 

erheblich zur Bestimmung des für sie erlaubten Risikos bei-

tragen. Scharf formuliert Schünemann: „Die strafrechtlich 

relevanten Regeln der Technik von den Technikern formulie-

ren zu lassen, hieße infolgedessen, den Bock zum Gärtner zu 

machen und dem Inhaber des Gefahrenpotenzials die Ent-

scheidungsmacht über das erlaubte Maß der von ihm gesetz-

ten Risiken zuzuerkennen.“130 Denn bei einer solchen Praxis 
stünde es zu befürchten, dass das für die Betroffenen zu tra-

gende Risiko ansteigt, weil die Nützlichkeit nicht länger von 

staatlicher Seite, sondern privater industrieller Seite ermittelt 

wird. 

Richtig dürfte es sein, die Problematik differenziert zu be-

trachten und im Einzelfall zu überprüfen, wie das normge-

bende Institut besetzt ist und, ob die Entfernung der durch die 

Risiken Betroffenen von dem profitierendem „Subsystem“ 

groß ist.131 Diese dürfte bspw. für einen Verbraucher dann 

praktisch groß ausfallen, wenn er mit bestimmten technischen 

 
124 Vgl. Lepsius, in: Möllers/Vosskuhle/Walter (Hrsg.), Inter-

nationales Verwaltungsrecht, Eine Analyse anhand von Refe-

renzgebieten, 2007, S. 345 (348). 
125 Vgl. zur Criminal Compliance im Rahmen des Technik-

rechts Hilgendorf, in: Rotsch (Hrsg.), Criminal Compliance 

vor den Aufgaben der Zukunft, 2013, S. 19. 
126 Beck (Fn. 4), § 36 Rn. 111 ff.; Burkatzki, ZIS 2011, 160 

(163). 
127 Kritisch auch BVerwG NJW 1987, 2886 (2888). 
128 Nicklisch, NJW 1983, 841 (847). 
129 Beck (Fn. 4), § 36 Rn. 112. 
130 Schünemann (Fn. 34), S. 377 f. 
131 Beck (Fn. 4), § 36 Rn. 120. 



Grund und Grenzen der Rezeption technischer Normen im Technikstrafrecht 

_____________________________________________________________________________________ 

 

_____________________________________________________________________________________ 

 

Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik – www.zis-online.com 

  43 

Produkten in Kontakt kommt, die normsetzenden Institutio-

nen von der Industrie dominiert werden und die Verbraucher-

seite unterrepräsentiert ist.132 Noch deutlicher tritt der Um-

stand der Entfernung in den Vordergrund, wenn die Betroffe-

nen, wie einleitend erwähnt, aufgrund der starken Risi-

kostreuung „neuer“ Risiken nicht einmal von der Nutzung 

der Technik profitieren (wollen) und das Risiko in keiner 

Weise freiwillig tragen. 

 

b) Lösungsansätze 

Dass eine notwendige Ausfüllung des Sorgfaltsmaßstabs also 

beträchtlichen Bedenken begegnen kann, ist insoweit geklärt. 

Dass aber gleichzeitig auch eine Zuhilfenahme technischer 

Normen bei der Bestimmung der Sorgfaltsanforderungen im 

sich stets weiterentwickelnden und technisch komplexen 

Bereich einen Nutzen mit sich bringen kann, dürfte auch 
dargelegt sein. Daher sollen im Folgenden die Indizlösung 

der h.M. (unten aa) und ein eigener, auf der Indizlösung auf-

bauender Lösungsansatz der „beherrschten indirekten Rezep-

tion“ (bb) vorgestellt werden:  

 

aa) Indizlösung der h.M. 

Zwar können in Anbetracht der beschriebenen Probleme 

technische Normen keineswegs mit den allgemein anerkann-

ten Regeln der Technik und dem Sorgfaltsmaßstab der           

§§ 222, 229 StGB gleichgesetzt werden. Jedoch wird mehr-

heitlich vertreten, dass technischen Normen eine Indizkraft 

für die Konkretisierung der allgemein anerkannten Regeln 

der Technik133 und des Sorgfaltsmaßstabs134 zukomme. 

Gesetzlich begründet § 49 EnWG mit seinem Wortlaut 

diese Annahme bzgl. der allgemein anerkannten Regeln der 

Technik: „Die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln 

der Technik […] wird vermutet, wenn die technischen Regeln 

des Verbands Deutscher Elektrotechniker (VDE) beachtet 
worden sind.“135 Gerade aus dem Wortlaut der Vorschrift ist 

zu schließen, dass es sich nicht um eine dynamische Verwei-

sung handelt, sondern um einen unbestimmten Rechtsbegriff, 

der durch eine Vermutungswirkung ausgefüllt wird.136 Tech-

nischen Normen kommen insofern richtigerweise als geeig-

nete Quelle in Betracht, um die allgemein anerkannten Re-

geln der Technik abzubilden. Ihnen sollte aber keine exklusi-

ve Rolle zugesprochen werden, sondern letztlich nur die in 

 
132 Schünemann (Fn. 34), S. 386. 
133 Esser/Keuten, NStZ 2011, 314 (317 f.); Nicklisch, NJW 

1982, 2633 (2635); Seibel, NJW 2013, 3000 (3001); Seibel, 

Baumängel und anerkannte Regeln der Technik, 2009, S. 146 

ff. m.w.N. 
134 AG Ahaus BeckRS 2013, 13965; Esser/Keuten, NStZ 

2011, 314 (317 f.); Jescheck/Weigend, Lehrbuch des Straf-

rechts, Allgemeiner Teil, 5. Aufl. 1996, § 54 I. 3.; Kaspar, 

JuS 2012, 16 (20); Wessels/Beulke/Satzger (Fn. 70), Rn. 1123. 
135 Bekanntmachung der VO v. 14.1.1987 in BGBl. I 1987,    

S. 146. 
136 Schünemann (Fn. 34), S. 387. 

der Praxis mehrheitlich vorgenommene Vollzugsweise ent-

scheidend sein.137  

Gleiches gilt für die Ermittlung des Sorgfaltsmaßstabes. 

Die Indiztheorie trägt dabei schwer verkennbar den Vorteil in 

sich, die Nützlichkeit der technischen Normen sowie die 

Grenzen staatlicher Regelungsfähigkeit aus begrenzter Exper-

tise wie Ressourcen anzuerkennen und gleichzeitig ihrer 

Schwäche im Hinblick auf die Bestimmung von Sorgfaltsan-

forderungen in bestimmten Fallkonstellationen zu begegnen. 

Die Indizlösung sieht sich jedoch zum Teil der Kritik ausge-

setzt, dass die technischen Normen (ebenso wie gesetzliche 
Sondernormen) keinen praktischen Nutzen versprechen, da 

der Rechtsanwender ohnehin stets zu prüfen habe, ob die 

Indizwirkung nicht entfalle. Sodann ergäben sich keine er-

heblichen Unterschiede zu der Feststellung der Sorgfaltswid-

rigkeit ohne Hinzuziehung von Sondernormen.138 So formu-

liert Duttge plakativ: „Geboten ist letztlich niemals das Vor-

schriftsmäßige, sondern – selbstverständlich – das Richti-

ge!“139 

 

bb) „Beherrschte indirekte Rezeption“ 

Die Gefahr der Indizlösung besteht praktisch darin, dass der 

einfache Hinweis auf sie zu einer, vermeintlich verfassungs-

rechtliche Bedenken ausräumenden Phrase mutieren könnte 

und die technischen Normen schließlich doch als zumindest 

praktisch identisch mit den allgemein anerkannten Regeln der 

Technik und dem Sorgfaltsmaßstab angesehen werden. Nach 

der Studie Wilrichs, in der 74 (überwiegend zivilrechtliche) 
Entscheidungen zur indirekten Rezeption von technischen 

Normen untersucht wurden, „[ist] eine Systematik in [den] 

Argumenten für eine Geeignetheit nicht zu finden“.140 Der 

Sache dienlich dürfte es also sein, wenn das Regel-

Ausnahme-Verhältnis typisiert wird.141 Dafür sind Kriterien 

zu entwickeln, anhand derer die Indizkraft einer technischen 

Norm bewertet werden und so dem Vorwurf entgangen wer-

den kann, einer blinden „DIN-Gläubigkeit“142 zu verfallen. 

Dabei kann an Kuhlen Anschluss genommen werden, der 

eine teleologische Auslegung der technischen Norm im kon-

kreten Einzelfall vornehmen will.143 Hier wird vorgeschlagen, 
darüber hinaus eine Auslegung technischer Normen, ange-

lehnt an die Methoden der Gesetzesauslegung144, vorzuneh-

 
137 BVerwG NVwZ-RR 1997, 214 (215). 
138 Duttge (Fn. 95), § 15 Rn. 114 ff., 135 ff.; so auch Kuhlen 

(Fn. 105), S. 120. 
139 Duttge (Fn. 95), § 15 Rn. 138. 
140 Wilrich, Rechtsprechung zu technischen Normen und 

normenähnlichen Dokumenten hinsichtlich ihrer Bedeutung 

für Sicherheit und Gesundheit, 2016, S. 58, abrufbar unter 

https://www.kan.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/KAN-

Studie/de/2016_KAN-Studie_Rechtsprechung.pdf 
(5.1.2021). 
141 Vgl. in Ansätzen Lenckner (Fn. 10), S. 490 ff.; Kuhlen 

(Fn. 105), S. 82 ff. 
142 Seibel, NJW 2013, 3000 (3001). 
143 Kuhlen (Fn. 105), S. 116 f. 
144 Vgl. zu einem ähnlichen Ansatz im Hinblick auf die Ge-

setzesauslegung Beck, ZStW 131 (2019), 967 (983). 

https://www.kan.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/KAN-Studie/de/2016_KAN-Studie_Rechtsprechung.pdf
https://www.kan.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/KAN-Studie/de/2016_KAN-Studie_Rechtsprechung.pdf
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men, um so eine vorgeschaltete Analyse der technischen 

Norm und damit eine „beherrschte indirekte Rezeption“ zu 

ermöglichen. Dabei bieten vor allem die oben erörterten 

Probleme der mangelnden Kongruenz und divergierenden 

Normungsinteressen den Ausgangspunkt: 

Erstens ist im Sinne einer Normenhierarchie zu fragen, ob 

bereits eine gesetzliche Sondernorm Bestimmungen vorhält. 

Selbst wenn man gesetzlichen Normen mangels Kongruenz 

lediglich eine Indizkraft zuspricht, dürfte diese zweifelsohne 

stärker als bei Normen Privater ausfallen.145 Sollten gesetzli-

che Sondernormen existieren, die den Risikobereich aber 
weniger bestimmt beschreiben als technische Normen, kön-

nen technische Normen, dabei im Lichte der gesetzlichen 

Sondernorm ausgelegt, herangezogen werden. Dieser Punkt 

dürfte für den Sorgfaltsmaßstab aufgrund der stärkeren nor-

mativen Ausrichtung stärker als für die allgemein anerkann-

ten Regeln der Technik gelten.146  

Zweitens liegt es auf der Hand, dass neuere technische 

Normen ältere verdrängen. Auch wenn es keine aktuellere 

Norm gibt, ist ggf. unter Zuhilfenahme eines Sachverständi-

gen zu prüfen, ob die Norm nicht veraltet ist.147 

Drittens ist die technische Norm kritisch auf ihre Rege-
lungsdichte zu analysieren, also ob sie eher als ein allgemei-

nes Gefährdungsverbot, wie bspw. die DIN ISO 31000:2018-

10, die allgemeine Leitlinien des Risikomanagements formu-

liert, oder detailliert und abschließend zu verstehen ist.148 

Viertens kann geprüft werden, inwiefern sich die Norm 

einer allgemeinen Anerkennung in der Praxis erfreut und 

inwieweit sie für den Adressatenkreis verständlich gefasst ist. 

Das ist für die allgemein anerkannten Regeln der Technik 

konstituierend, für den Sorgfaltsmaßstab ein die Indizkraft 

verstärkender Faktor.149 

Fünftens ist im Sinne einer teleologischen Betrachtung zu 

untersuchen, ob es sich bei der technischen Norm eher um 
eine Prüf- und Qualitätsnorm oder um eine Sicherheitsnorm 

handelt. Denn bei Ersteren liegt es aufgrund ihrer abweichen-

den Zweckausrichtung nahe, dass sie nicht die untere Tole-

ranzgrenze des strafrechtlich erlaubten Risikos bilden. Des-

halb haben solche Normen tendenziell eine geringere Indiz-

kraft als Sicherheitsnormen. 

Sechstens ist die teleologische Auslegung der technischen 

Norm fortzuführen und im Falle eines überwiegenden Siche-

rungszwecks zu fragen, vor welchen spezifischen Gefahren 

sie schützen soll und, ob die Verletzung bzw. konkrete Ge-

fährdung auf der Realisierung dieser Gefahr beruht oder der 
Normgeber eine andere Gefährdungslage vor Augen hatte.150 

In diese Richtung geht es auch, wenn im Rahmen der Fahr-

 
145 Roxin/Greco (Fn. 74), § 24 Rn. 19; sogar von einer not-

wendigen Übertragung ausgehend Lenckner (Fn. 10), S. 494. 
146 S.o. V. 3. a) bb) (3). 
147 S.o. V. 3. a) bb) (1). 
148 Vgl. Schroeder, JZ 1972, 25 (27); Vogel/Bülte, in: Cirener/ 

Radtke/Rissing-van Saan/Rönnau/Schluckebier (Hrsg.), Straf-

gesetzbuch, Leipziger Kommentar, 13. Aufl. 2020, § 15       

Rn. 221. 
149 S.o. V. 2. 
150 Vgl. dazu auch Beck, ZStW 131 (2019), 967 (983). 

lässigkeitshaftung schon innerhalb des Handlungsunrechts 

betrachtet wird, ob die Verletzung innerhalb des Schutz-

zwecks der Sorgfaltsnorm liegt.151 In diesen Punkt gehört es 

ebenso zu ermitteln, inwiefern die technische Norm einen 

Normalfall beschreibt und für die Regelung atypische Situa-

tionen ungeeignet ist.152 

Siebtens ist der Entstehungsprozess der technischen Norm 

in den Blick zu nehmen. Es kann gefragt werden, welche 

Interessengruppen am Normungsprozess beteiligt wurden, ob 

also etwa Kreise potenzieller Risikobetroffener oder nur 

Vertreter der Industrie involviert waren und, anknüpfend an 
fünftens und sechstens, welche Zwecke mit der Normung 

verfolgt wurden.153 Dieser formelle Aspekt der „Normhisto-

rie“ sollte für die Ermittlung der Indizkraft von erheblicher 

Bedeutung sein. 

 

VI. Ausblick 

Nachdem besonders die divergierenden Normungsinteressen 

problematisiert wurden, sei ein Ausblick auf ein neuartiges 

Standardisierungsverfahren des DIN geworfen: Bei den DIN 

SPEC nach dem PAS-Verfahren handelt es sich um einen 

Konsortialstandard, der innerhalb weniger Monate von „klei-

nen agilen Arbeitsgruppen“ erarbeitet wird und anders als 

DIN-Normen nicht der Konsenspflicht unterliegen. Das DIN 

stellt im Rahmen des Erarbeitungsprozesses sicher, dass eine 

DIN SPEC (PAS) nicht den bestehenden Normen und Stan-

dards widerspricht. Die DIN SPEC (PAS) werden vor allem 

durch Vertreter des produzierenden Gewerbes, des Dienst-
leistungsbereichs und der Wissenschaft initiiert, um mög-

lichst schnell einen Standard für technische Innovationen zu 

schaffen, der einen erleichterten Marktzugang verspricht. 

Dabei können DIN SPEC (PAS) die Grundlage für eine DIN-

Norm bilden.154  

Gerade der Verzicht auf pluralistisch besetzte Gremien, 

auf die Einbeziehung von verschiedenen Interessenkreisen in 

den Normungsprozess und auf die Konsenspflicht spitzt die 

beschriebenen Probleme einer privaten Normsetzung zu. 

Selbst wenn DIN SPEC (PAS) keine technischen Normen im 

hier erörterten Sinne, sondern eine Art Vorstufe darstellen, ist 
Vorsicht auf der Seite des Rechtsanwenders geboten. Zum 

einen sollten sie mit äußerster Zurückhaltung bei der Konkre-

tisierung unbestimmter Rechtsbegriffe herangezogen werden. 

Zum anderen ist wie herausgearbeitet der Entstehungsprozess 

einer DIN-Norm erst recht kritisch zu begutachten, wenn sie 

auf Basis einer DIN SPEC (PAS) erarbeitet wurde, da diese 

 
151 Fischer, Strafgesetzbuch Kommentar, 68. Aufl. 2021, § 15 

Rn. 12a; Hardtung, in: Joecks/Miebach (Hrsg.), Münchener 

Kommentar zum Strafgesetzbuch, Bd. 4, 3. Aufl. 2017, § 222 

Rn. 12. 
152 Kuhlen (Fn. 105), S. 116 f. 
153 Vgl. auch zur bisher mangelnden Berücksichtigung der 

Normungsinteressen in der Rechtsprechung Wilrich (Fn. 140), 

S. 6; eine Ausnahme bildet außerstrafrechtlich OVG Lüne-

burg BeckRS 1991, 08367 Rn. 43. 
154 https://www.beuth.de/de/regelwerke/din-spec-pas 

(5.1.2021) 

https://www.beuth.de/de/regelwerke/din-spec-pas
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wiederum den Ausgangspunkt und Rahmen für den Nor-

mungsprozess gebildet hat.  

 

VII. Ergebnisse 

Zusammenfassend ist zu sagen, dass technische Normen 
privater Normungsinstitutionen aufgrund der vom Richter 

geforderten technischen Expertise und der Dynamik der 

Technik unerlässlich bei der Konturierung strafrechtlicher 

Verantwortlichkeit sind. Wie eine Rezeption der technischen 

Normen durchgeführt wird, gestaltet sich gleichzeitig prob-

lematisch. Während statische Verweisungen von Strafgeset-

zen auf technische Normen sich als weitgehend verfassungs-

rechtlich unbedenklich darstellen, können sie gerade die 

gewünschte Anpassungsfähigkeit des Strafrechts an die 

Technik nicht vermitteln. Dynamische Verweisungen würden 

zwar dies ermöglichen, sind aber nicht mit dem Demokratie-
prinzip, dem Gesetzesvorbehalt und dem strafrechtlichen 

Bestimmtheitsgebot in Einklang zu bringen.  

Einen Kompromiss versprechen hingegen indirekte Re-

zeptionstechniken, namentlich die Konkretisierung unbe-

stimmter Rechtsbegriffe, durch technische Normen. Dafür 

kommen insbesondere die allgemein anerkannten Regeln der 

Technik und der allgemeine Sorgfaltsmaßstab der §§ 222, 

229 StGB in Betracht. Zwar dürften sich technische Normen, 

allgemein anerkannte Regeln der Technik und der Sorgfalts-

maßstab in vielen Fällen überschneiden, jedoch sind die drei 

Maßstäbe keinesfalls identisch, weshalb eine beherrschte 

indirekte Rezeption technischer Normen geboten ist. Eine 
solche erschöpft sich freilich nicht in dem Hinweis, dass die 

Verletzung technischer Normen eine Verletzung der allge-

mein anerkannten Regeln der Technik, gar der Sorgfalts-

pflicht nur indiziere. Vielmehr kann daran anknüpfend eine 

kritische vorgeschaltete Analyse der technischen Norm ge-

fordert werden. Wenngleich letztlich technische Normen in 

erheblichem Maße praktisch geeignet sind, das sorgfältige 

Verhalten der maßgeblichen Verkehrskreise und eine prakti-

zierte h.M. abzubilden, würde bei einer voreiligen „DIN-

Gläubigkeit“ die Konturierung strafrechtlicher Verantwort-

lichkeit in die Hände privater Verbände gelegt werden, die 
natürlicherweise eigene, ökonomische Zwecke verfolgen. 


